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III 

(Sonstige Rechtsakte) 

EUROPÄISCHER WIRTSCHAFTSRAUM 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 123/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) des 
EWR-Abkommens [2021/185] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2018/313 der Kommission vom 28. Februar 2018 zur Änderung der 
Entscheidung 2009/821/EG hinsichtlich der Verzeichnisse der Grenzkontrollstellen und Veterinäreinheiten in 
TRACES ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Dieser Beschluss betrifft veterinärrechtliche Vorschriften. Nach den sektoralen Anpassungen zu Anhang I des 
EWR-Abkommens gelten veterinärrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(3) Anhang I des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang I Kapitel I Teil 1.2 des EWR-Abkommens wird unter Nummer 39 (Entscheidung 2009/821/EG der 
Kommission) folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32018 D 0313: Durchführungsbeschluss (EU) 2018/313 der Kommission vom 28. Februar 2018 (ABl. L 60 
vom 2.3.2018, S. 40)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut des Durchführungsbeschlusses (EU) 2018/313 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*).

DE 25.2.2021 Amtsblatt der Europäischen Union L 67/1 

( 1 ) ABl. L 60 vom 2.3.2018, S. 40. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES

DE L 67/2 Amtsblatt der Europäischen Union 25.2.2021



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 124/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) des EWR-Abkommens 
[2021/186] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2018/136 der Kommission vom 25. Januar 2018 zur Benennung des 
Referenzlaboratoriums der Europäischen Union für die Maul- und Klauenseuche und zur Änderung des Anhangs 
II der Richtlinie 92/119/EWG des Rates hinsichtlich des Referenzlaboratoriums der Europäischen Union für die 
vesikuläre Schweinekrankheit ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Mit dem Durchführungsbeschluss (EU) 2018/136 wird mit Wirkung zum 1. Januar 2019 der 
Durchführungsbeschluss 2012/767/EU der Kommission ( 2 ) aufgehoben, der in das EWR-Abkommen aufgenommen 
wurde und daher mit Wirkung zum 1. Januar 2019 aus diesem zu streichen ist. 

(3) Dieser Beschluss betrifft Rechtsvorschriften in Bezug auf andere lebende Tiere als Fische und Tiere der Aquakultur 
sowie tierische Erzeugnisse wie Eizellen, Embryonen und Sperma. Nach Absatz 2 des Einleitenden Teils von 
Anhang I Kapitel I des EWR-Abkommens gelten Rechtsvorschriften mit diesem Gegenstand nicht für Island. Dieser 
Beschluss gilt daher nicht für Island. 

(4) Dieser Beschluss betrifft veterinärrechtliche Vorschriften. Nach den sektoralen Anpassungen zu Anhang I des EWR- 
Abkommens gelten veterinärrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(5) Anhang I des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I Kapitel I des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. In Teil 3.1 wird unter Nummer 9 (Richtlinie 92/119/EWG des Rates) folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32018 D 0136: Durchführungsbeschluss (EU) 2018/136 der Kommission vom 25. Januar 2018 (ABl. L 24 vom 
27.1.2018, S. 3)“. 

2. In Teil 3.2 wird nach Nummer 47 (Verordnung (EU) Nr. 415/2013 der Kommission) folgende Nummer eingefügt: 

„48. 32018 D 0136: Durchführungsbeschluss (EU) 2018/136 der Kommission vom 25. Januar 2018 zur Benennung 
des Referenzlaboratoriums der Europäischen Union für die Maul- und Klauenseuche und zur Änderung des 
Anhangs II der Richtlinie 92/119/EWG des Rates hinsichtlich des Referenzlaboratoriums der Europäischen Union 
für die vesikuläre Schweinekrankheit (ABl. L 24 vom 27.1.2018, S. 3). 

Dieser Rechtsakt gilt nicht für Island.“

DE 25.2.2021 Amtsblatt der Europäischen Union L 67/3 

( 1 ) ABl. L 24 vom 27.1.2018, S. 3. 
( 2 ) ABl. L 337 vom 11.12.2012, S. 54.



 

3. In Teil 3.2 wird der Text von Nummer 35 (Durchführungsbeschluss 2012/767/EU der Kommission) mit Wirkung zum 
1. Januar 2019 gestrichen. 

Artikel 2 

Der Wortlaut des Durchführungsbeschlusses (EU) 2018/136 in norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 125/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) des 
EWR-Abkommens [2021/187] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2018/187 der Kommission vom 6. Februar 2018 zur Änderung des Anhangs II 
der Entscheidung 2008/185/EG hinsichtlich der Genehmigung des Programms zur Bekämpfung und Tilgung der 
Aujeszky-Krankheit für die Region Emilia-Romagna in Italien ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2018/193 der Kommission vom 7. Februar 2018 zur Zulassung von Labora­
torien in Brasilien und in der Russischen Föderation für die Durchführung serologischer Tests zur Kontrolle der 
Wirksamkeit von Tollwutimpfstoffen bei Hunden, Katzen und Frettchen ( 2 ) ist in das EWR-Abkommen aufzuneh­
men. 

(3) Dieser Beschluss betrifft Rechtsvorschriften in Bezug auf andere lebende Tiere als Fische und Tiere der Aquakultur. 
Nach Absatz 2 des Einleitenden Teils von Anhang I Kapitel I des EWR-Abkommens gelten Rechtsvorschriften mit 
diesem Gegenstand nicht für Island. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Island. 

(4) Dieser Beschluss betrifft veterinärrechtliche Vorschriften. Nach den sektoralen Anpassungen zu Anhang I des EWR- 
Abkommens gelten veterinärrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das Abkom­
men zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel mit 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(5) Anhang I des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I Kapitel I Teil 4.2 des Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Unter Nummer 84 (Beschluss 2008/185/EG der Kommission) wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32018 D 0187: Durchführungsbeschluss (EU) 2018/187 der Kommission vom 6. Februar 2018 (ABl. L 34 vom 
8.2.2018, S. 36)“.
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2. Nach Nummer 104 (Durchführungsbeschluss (EU) 2017/223 der Kommission) wird folgende Nummer eingefügt: 

„105. 32018 D 0193: Durchführungsbeschluss (EU) 2018/193 der Kommission vom 7. Februar 2018 zur Zulassung 
von Laboratorien in Brasilien und in der Russischen Föderation für die Durchführung serologischer Tests zur 
Kontrolle der Wirksamkeit von Tollwutimpfstoffen bei Hunden, Katzen und Frettchen (ABl. L 36 vom 9.2.2018, 
S. 18). 

Dieser Rechtsakt gilt nicht für Island.“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsbeschlüsse (EU) 2018/187 und (EU) 2018/193 in norwegischer Sprache, der in der 
EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 126/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) des 
EWR-Abkommens [2021/188] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2017/894 der Kommission vom 24. Mai 2017 zur Änderung der Anhänge III und VII der 
Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Genotypisierung 
von Schafen ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Dieser Beschluss betrifft veterinärrechtliche Vorschriften. Nach den sektoralen Anpassungen zu Anhang I des EWR- 
Abkommens gelten veterinärrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das Abkom­
men zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel mit 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(3) Anhang I des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang I Kapitel I Teil 7.1 des EWR-Abkommens wird unter Nummer 12 (Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates) folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 R 0894: Verordnung (EU) 2017/894 der Kommission vom 24. Mai 2017 (ABl. L 138 vom 25.5.2017, 
S. 117)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2017/894 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 127/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) des 
EWR-Abkommens [2021/189] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) 2018/338 der Kommission vom 7. März 2018 zur Zulassung einer Zuberei­
tung von 6-Phytase aus Aspergillus niger (DSM 25770) als Futtermittelzusatzstoff für Masthühner, Junghennen, 
Mastschweine, Sauen, Mastschweinearten und Zuchtschweinearten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung, Mast­
truthühner, Zuchttruthühner, alle anderen Vogelarten (außer Legevögeln) und Absetzferkel (Zulassungsinhaber 
BASF SE) ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Die Durchführungsverordnung (EU) 2018/347 der Kommission vom 5. März 2018 zur Zulassung einer Zuberei­
tung aus Saccharomyces cerevisiae CNCM I-1079 als Zusatzstoff in Futtermitteln für Ferkel und Sauen und zur 
Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1847/2003 und (EG) Nr. 2036/2005 (Zulassungsinhaber: Danstar Ferment 
AG, vertreten durch Lallemand SAS) ( 2 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(3) Dieser Beschluss betrifft futtermittelrechtliche Vorschriften. Nach den sektoralen Anpassungen zu Anhang I des 
EWR-Abkommens gelten futtermittelrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(4) Anhang I des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I Kapitel II des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Unter den Nummern 1zi (Verordnung (EG) Nr. 1847/2003 der Kommission) und 1zzs (Verordnung (EG) 
Nr. 2036/2005 der Kommission) wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32018 R 0347: Durchführungsverordnung (EU) 2018/347 der Kommission vom 5. März 2018 (ABl. L 67 vom 
9.3.2018, S. 21)“. 

2. Nach Nummer 251 (Durchführungsverordnung (EU) 2018/250 der Kommission) werden folgende Nummern einge­
fügt: 

„252. 32018 R 0338: Durchführungsverordnung (EU) 2018/338 der Kommission vom 7. März 2018 zur Zulassung 
einer Zubereitung von 6-Phytase aus Aspergillus niger (DSM 25770) als Futtermittelzusatzstoff für Masthühner, 
Junghennen, Mastschweine, Sauen, Mastschweinearten und Zuchtschweinearten von geringerer wirtschaftlicher 
Bedeutung, Masttruthühner, Zuchttruthühner, alle anderen Vogelarten (außer Legevögeln) und Absetzferkel 
(Zulassungsinhaber BASF SE) (ABl. L 65 vom 8.3.2018, S. 17)
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253. 32018 R 0347: Durchführungsverordnung (EU) 2018/347 der Kommission vom 5. März 2018 zur Zulassung 
einer Zubereitung aus Saccharomyces cerevisiae CNCM I-1079 als Zusatzstoff in Futtermitteln für Ferkel und Sauen 
und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1847/2003 und (EG) Nr. 2036/2005 (Zulassungsinhaber: 
Danstar Ferment AG, vertreten durch Lallemand SAS) (ABl. L 67 vom 9.3.2018, S. 21)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnungen (EU) 2018/338 und (EU) 2018/347 in isländischer und norwegischer 
Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 128/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) des 
EWR-Abkommens [2021/190] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) 2018/353 der Kommission vom 9. März 2018 zur Berichtigung der Durch­
führungsverordnung (EU) 2017/1145 über die Marktrücknahme bestimmter gemäß den Richtlinien 70/524/EWG 
und 82/471/EWG des Rates zugelassener Futtermittelzusatzstoffe und zur Aufhebung der veralteten Bestimmungen 
über die Zulassung dieser Futtermittelzusatzstoffe ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) In der Durchführungsverordnung (EU) 2018/353 wird festgestellt, dass die Verordnung (EG) Nr. 1443/2006 der 
Kommission ( 2 ) irrtümlicherweise aufgehoben wurde. Da die Verordnung (EG) Nr. 1443/2006 der Kommission mit 
dem Beschluss Nr. 194/2017 des Gemeinsamen EWR-Ausschusses gestrichen wurde, muss sie erneut in das EWR- 
Abkommen aufgenommen werden. 

(3) Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2018/353 wird die Verordnung (EG) Nr. 1459/2005 ( 3 ) der Kommission 
aufgehoben, die in das EWR-Abkommen aufgenommen wurde und daher aus diesem zu streichen ist. 

(4) Dieser Beschluss betrifft futtermittelrechtliche Vorschriften. Nach den sektoralen Anpassungen zu Anhang I des 
EWR-Abkommens gelten futtermittelrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(5) Anhang I des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I Kapitel II des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Nach Nummer 1zzx (Verordnung (EG) Nr. 1284/2006 der Kommission) wird folgende Nummer eingefügt: 

„1zzy. 32006 R 1443: Verordnung (EG) Nr. 1443/2006 der Kommission vom 29. September 2006 über die Zu­
lassung bestimmter Futtermittelzusatzstoffe auf unbegrenzte Zeit und die Zulassung eines Kokzidiostatikums 
für einen Zeitraum von zehn Jahren (ABl. L 271 vom 30.9.2006, S. 235), geändert durch 

— 32009 R 0887: Verordnung (EG) Nr. 887/2009 der Kommission vom 25. September 2009 (ABl. L 254 
vom 26.9.2009, S. 68), 

— 32018 R 0353: Durchführungsverordnung (EU) 2018/353 der Kommission vom 9. März 2018 (ABl. L 68 
vom 12.3.2018, S. 3)“. 

2. Unter Nummer 208 (Durchführungsverordnung (EU) 2017/1145 der Kommission) wird Folgendes angefügt: 

„, geändert durch: 

— 32018 R 0353: Durchführungsverordnung (EU) 2018/353 der Kommission vom 9. März 2018 (ABl. L 68 vom 
12.3.2018, S. 3)“. 

3. Der Text von Nummer 1zzp (Verordnung (EG) Nr. 1459/2005 der Kommission) wird gestrichen.
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Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnung (EU) 2018/353 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 129/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) des 
EWR-Abkommens [2021/191] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2017/2279 der Kommission vom 11. Dezember 2017 zur Änderung der Anhänge II, IV, VI, 
VII und VIII der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehr­
bringen und die Verwendung von Futtermitteln ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Die Durchführungsverordnung (EU) 2018/129 der Kommission vom 25. Januar 2018 zur Zulassung von aus 
Corynebacterium glutamicum KCCM 80099 hergestelltem L-Arginin als Zusatzstoff in Futtermitteln für alle Tier­
arten ( 2 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(3) Die Durchführungsverordnung (EU) 2018/130 der Kommission vom 25. Januar 2018 zur Zulassung einer Zu­
bereitung von Endo-1,4-beta-Xylanase (EC 3.2.1.8), gewonnen aus Trichoderma reesei (BCCM/MUCL 49755), als 
Futtermittelzusatzstoff für Mastschweine (Zulassungsinhaber: Berg und Schmidt GmbH Co. KG) ( 3 ) ist in das EWR- 
Abkommen aufzunehmen. 

(4) Die Durchführungsverordnung (EU) 2018/183 der Kommission vom 7. Februar 2018 zur Verweigerung der 
Zulassung von Formaldehyd als Futtermittelzusatzstoff in den Funktionsgruppen „Konservierungsmittel“ und „Stoffe 
zur Verbesserung der hygienischen Beschaffenheit“ ( 4 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(5) Dieser Beschluss betrifft futtermittelrechtliche Vorschriften. Nach den sektoralen Anpassungen zu Anhang I des 
EWR-Abkommens gelten futtermittelrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(6) Anhang I des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I Kapitel II des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Unter Nummer 48 (Verordnung (EG) Nr. 767/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates) wird folgender 
Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 R 2279: Verordnung (EU) 2017/2279 der Kommission vom 11. Dezember 2017 (ABl. L 328 vom 
12.12.2017, S. 3)“.
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2. Nach Nummer 253 (Durchführungsverordnung (EU) 2018/347 der Kommission) werden folgende Nummern einge­
fügt: 

„254. 32018 R 0129: Durchführungsverordnung (EU) 2018/129 der Kommission vom 25. Januar 2018 zur Zulas­
sung von aus Corynebacterium glutamicum KCCM 80099 hergestelltem L-Arginin als Zusatzstoff in Futtermitteln 
für alle Tierarten (ABl. L 22 vom 26.1.2018, S. 21) 

255. 32018 R 0130: Durchführungsverordnung (EU) 2018/130 der Kommission vom 25. Januar 2018 zur Zulas­
sung einer Zubereitung von Endo-1,4-beta-Xylanase (EC 3.2.1.8), gewonnen aus Trichoderma reesei (BCCM/MUCL 
49755), als Futtermittelzusatzstoff für Mastschweine (Zulassungsinhaber: Berg und Schmidt GmbH Co. KG) 
(ABl. L 22 vom 26.1.2018, S. 25) 

256. 32018 R 0183: Durchführungsverordnung (EU) 2018/183 der Kommission vom 7. Februar 2018 zur 
Verweigerung der Zulassung von Formaldehyd als Futtermittelzusatzstoff in den Funktionsgruppen „Konser­
vierungsmittel“ und „Stoffe zur Verbesserung der hygienischen Beschaffenheit“ (ABl. L 34 vom 8.2.2018, S. 6)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2017/2279 sowie der Durchführungsverordnungen (EU) 2018/129, (EU) 2018/130 
und (EU) 2018/183 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen 
Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 130/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) des EWR-Abkommens 
[2021/192] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) 2018/327 der Kommission vom 5. März 2018 zur Zulassung einer Zuberei­
tung aus Endo-1,4-beta-xylanase (EC 3.2.1.8), gewonnen aus Trichoderma citrinoviride Bisset (IMI SD135), als Zusatz­
stoff in Futtermitteln für Karpfen (Zulassungsinhaber: Huvepharma NV) ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzuneh­
men. 

(2) Die Durchführungsverordnung (EU) 2018/328 der Kommission vom 5. März 2018 zur Zulassung einer Zuberei­
tung aus Bacillus subtilis DSM 29784 als Zusatzstoff in Futtermitteln für Masthühner und Junghennen (Zulassungs­
inhaber: ADIESSEO France SAS) ( 2 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(3) Die Durchführungsverordnung (EU) 2018/346 der Kommission vom 5. März 2018 zur Zulassung einer Zuberei­
tung aus Lactobacillus buchneri NRRL B-50733 als Zusatzstoff in Futtermitteln für alle Tierarten ( 3 ) ist in das EWR- 
Abkommen aufzunehmen. 

(4) Dieser Beschluss betrifft futtermittelrechtliche Vorschriften. Nach den sektoralen Anpassungen zu Anhang I des 
EWR-Abkommens gelten futtermittelrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(5) Anhang I des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang I Kapitel II des EWR-Abkommens werden nach Nummer 256 (Durchführungsverordnung (EU) 2018/183 der 
Kommission) folgende Nummern eingefügt: 

„257. 32018 R 0327: Durchführungsverordnung (EU) 2018/327 der Kommission vom 5. März 2018 zur Zulas­
sung einer Zubereitung aus Endo-1,4-beta-xylanase (EC 3.2.1.8), gewonnen aus Trichoderma citrinoviride Bisset 
(IMI SD135), als Zusatzstoff in Futtermitteln für Karpfen (Zulassungsinhaber: Huvepharma NV) (ABl. L 63 
vom 6.3.2018, S. 7) 

258. 32018 R 0328: Durchführungsverordnung (EU) 2018/328 der Kommission vom 5. März 2018 zur Zulas­
sung einer Zubereitung aus Bacillus subtilis DSM 29784 als Zusatzstoff in Futtermitteln für Masthühner und 
Junghennen (Zulassungsinhaber: ADIESSEO France SAS) (ABl. L 63 vom 6.3.2018, S. 10) 

259. 32018 R 0346: Durchführungsverordnung (EU) 2018/346 der Kommission vom 5. März 2018 zur Zulas­
sung einer Zubereitung aus Lactobacillus buchneri NRRL B-50733 als Zusatzstoff in Futtermitteln für alle 
Tierarten (ABl. L 67 vom 9.3.2018, S. 18)“
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Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnungen (EU) 2018/327, (EU) 2018/328 und (EU) 2018/346 in isländischer und 
norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES

DE 25.2.2021 Amtsblatt der Europäischen Union L 67/15 

(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 131/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) und Anhang II (Technische 
Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des EWR-Abkommens [2021/193] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2018/221 der Kommission vom 15. Februar 2018 zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 999/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates hinsichtlich des Referenzlabors der Europäischen Union für transmissible spon­
giforme Enzephalopathien ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Die Verordnung (EU) 2018/222 der Kommission vom 15. Februar 2018 zur Änderung von Anhang VII der 
Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf das Referenzlaboratorium 
der Europäischen Union für die Überwachung der viralen und bakteriologischen Kontaminationen von Mu­
scheln ( 2 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(3) Dieser Beschluss betrifft veterinärrechtliche, futtermittelrechtliche und lebensmittelrechtliche Vorschriften. Nach den 
sektoralen Anpassungen zu Anhang I und der Einleitung zu Kapitel XII von Anhang II des EWR-Abkommens 
gelten veterinär-, futtermittel- und lebensmittelrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein 
in das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den 
Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(4) Die Anhänge I und II des EWR-Abkommens sollten daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. In Kapitel I Teil 1.1 werden unter Nummer 11 (Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des 
Rates) und in Kapital II unter Nummer 31j (Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des 
Rates) jeweils folgende Gedankenstriche angefügt: 

„— 32018 R 0221: Verordnung (EU) 2018/221 der Kommission vom 15. Februar 2018 (ABl. L 43 vom 16.2.2018, 
S. 6) 

— 32018 R 0222: Verordnung (EU) 2018/222 der Kommission vom 15. Februar 2018 (ABl. L 43 vom 16.2.2018, 
S. 8)“. 

2. In Kapitel I Teil 7.1 wird unter Nummer 12 (Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Europäischen Parlaments und des 
Rates) folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32018 R 0221: Verordnung (EU) 2018/221 der Kommission vom 15. Februar 2018 (ABl. L 43 vom 16.2.2018, 
S. 6)“.
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Artikel 2 

In Anhang II Kapitel XII des EWR-Abkommens werden unter Nummer 54zzzi (Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates) folgende Gedankenstriche angefügt: 

„— 32018 R 0221: Verordnung (EU) 2018/221 der Kommission vom 15. Februar 2018 (ABl. L 43 vom 
16.2.2018, S. 6) 

— 32018 R 0222: Verordnung (EU) 2018/222 der Kommission vom 15. Februar 2018 (ABl. L 43 vom 
16.2.2018, S. 8)“. 

Artikel 3 

Der Wortlaut der Verordnungen (EU) 2018/221 und (EU) 2018/222 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der 
EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 5 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES

DE 25.2.2021 Amtsblatt der Europäischen Union L 67/17 

(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 132/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) und Anhang II (Technische 
Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des EWR-Abkommens [2021/194] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2018/70 der Kommission vom 16. Januar 2018 zur Änderung der Anhänge II, III und IV der 
Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Höchstgehalte an 
Rückständen von Ametoctradin, Chlorpyrifos-methyl, Cyproconazol, Difenoconazol, Fluazinam, Flutriafol, Prohexa­
dion und Natriumchlorid in oder auf bestimmten Erzeugnissen ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Die Verordnung (EU) 2018/73 der Kommission vom 16. Januar 2018 zur Änderung der Anhänge II und III der 
Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf Höchstgehalte an 
Rückständen von Quecksilberverbindungen in oder auf bestimmten Erzeugnissen ( 2 ) ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

(3) Die Verordnung (EU) 2018/78 der Kommission vom 16. Januar 2018 zur Änderung der Anhänge II und III der 
Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Höchstgehalte an 
Rückständen von 2-Phenylphenol, Bensulfuron-methyl, Dimethachlor und Lufenuron in oder auf bestimmten 
Erzeugnissen ( 3 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(4) Dieser Beschluss betrifft futter- und lebensmittelrechtliche Vorschriften. Nach den sektoralen Anpassungen zu 
Anhang I und der Einleitung zu Kapitel XII von Anhang II des EWR-Abkommens gelten futter- und lebensmittel­
rechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das Abkommen zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(5) Die Anhänge I und II des EWR-Abkommens sollten daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang I Kapitel II des EWR-Abkommens werden unter Nummer 40 (Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates) folgende Gedankenstriche angefügt: 

„— 32018 R 0070: Verordnung (EU) 2018/70 der Kommission vom 16. Januar 2018 (ABl. L 12 vom 17.1.2018, 
S. 24) 

— 32018 R 0073: Verordnung (EU) 2018/73 der Kommission vom 16. Januar 2018 (ABl. L 13 vom 18.1.2018, 
S. 8) 

— 32018 R 0078: Verordnung (EU) 2018/78 der Kommission vom 16. Januar 2018 (ABl. L 14 vom 19.1.2018, 
S. 6)“.

DE L 67/18 Amtsblatt der Europäischen Union 25.2.2021 

( 1 ) ABl. L 12 vom 17.1.2018, S. 24. 
( 2 ) ABl. L 13 vom 18.1.2018, S. 8. 
( 3 ) ABl. L 14 vom 19.1.2018, S. 6.



 

Artikel 2 

In Anhang II Kapitel XII des EWR-Abkommens werden unter Nummer 54zzy (Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates) folgende Gedankenstriche angefügt: 

„— 32018 R 0070: Verordnung (EU) 2018/70 der Kommission vom 16. Januar 2018 (ABl. L 12 vom 17.1.2018, 
S. 24) 

— 32018 R 0073: Verordnung (EU) 2018/73 der Kommission vom 16. Januar 2018 (ABl. L 13 vom 18.1.2018, 
S. 8) 

— 32018 R 0078: Verordnung (EU) 2018/78 der Kommission vom 16. Januar 2018 (ABl. L 14 vom 19.1.2018, 
S. 6)“. 

Artikel 3 

Der Wortlaut der Verordnungen (EU) 2018/70, (EU) 2018/73 und (EU) 2018/78 in isländischer und norwegischer Spra­
che, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 5 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES

DE 25.2.2021 Amtsblatt der Europäischen Union L 67/19 

(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 133/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) und Anhang II (Technische 
Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des EWR-Abkommens [2021/195] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2018/62 der Kommission vom 17. Januar 2018 zur Änderung des Anhangs I der Verord­
nung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Dieser Beschluss betrifft futter- und lebensmittelrechtliche Vorschriften. Nach den sektoralen Anpassungen zu 
Anhang I und der Einleitung zu Kapitel XII von Anhang II des EWR-Abkommens gelten futter- und lebensmittel­
rechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das Abkommen zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(3) Die Anhänge I und II des EWR-Abkommens sollten daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang I Kapitel II des EWR-Abkommens wird unter Nummer 40 (Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen 
Parlaments und des Rates) folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32018 R 0062: Verordnung (EU) 2018/62 der Kommission vom 17. Januar 2018 (ABl. L 18 vom 23.1.2018, 
S. 1)“. 

Artikel 2 

In Anhang II Kapitel XII des EWR-Abkommens wird unter Nummer 54zzy (Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates) folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32018 R 0062: Verordnung (EU) 2018/62 der Kommission vom 17. Januar 2018 (ABl. L 18 vom 23.1.2018, 
S. 1)“. 

Artikel 3 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2018/62 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*).
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Artikel 5 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES

DE 25.2.2021 Amtsblatt der Europäischen Union L 67/21



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 134/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2021/196] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Delegierte Verordnung (EU) 2018/295 der Kommission vom 15. Dezember 2017 zur Änderung der Dele­
gierten Verordnung (EU) Nr. 44/2014 hinsichtlich der Anforderungen an die Bauweise von Fahrzeugen und der 
allgemeinen Anforderungen und der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 134/2014 in Bezug auf die Anforderungen 
an die Umweltverträglichkeit und die Leistung der Antriebseinheit für die Genehmigung von zwei-, drei- und 
vierrädrigen Fahrzeugen ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel I des EWR-Abkommens wird unter den Nummern 46b (Delegierte Verordnung (EU) Nr. 44/2014 der 
Kommission) und 46d (Delegierte Verordnung (EU) Nr. 134/2014 der Kommission) folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32018 R 0295: Delegierte Verordnung (EU) 2018/295 der Kommission vom 15. Dezember 2017 (ABl. L 56 
vom 28.2.2018, S. 1)“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Delegierten Verordnung (EU) 2018/295 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 135/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2021/197] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2018/290 der Kommission vom 26. Februar 2018 zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1881/2006 hinsichtlich der Höchstgehalte von Glycidyl-Fettsäureestern in pflanzlichen Ölen und Fetten, Säug­
lingsanfangsnahrung, Folgenahrung und Lebensmitteln für besondere medizinische Zwecke für Säuglinge und 
Kleinkinder ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Dieser Beschluss betrifft lebensmittelrechtliche Vorschriften. Nach der Einleitung zu Kapitel XII von Anhang II des 
EWR-Abkommens gelten lebensmittelrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(3) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XII des EWR-Abkommens wird unter Nummer 54zzzz (Verordnung (EG) Nr. 1881/2006 der Kom­
mission) folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32018 R 0290: Verordnung (EU) 2018/290 der Kommission vom 26. Februar 2018 (ABl. L 55 vom 
27.2.2018, S. 27)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2018/290 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 136/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2021/198] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2018/213 der Kommission vom 12. Februar 2018 über die Verwendung von Bisphenol A in 
Lacken und Beschichtungen, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen, und zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 10/2011 hinsichtlich der Verwendung dieses Stoffes in Lebensmittelkontakt­
materialien aus Kunststoff ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Dieser Beschluss betrifft lebensmittelrechtliche Vorschriften. Nach der Einleitung zu Kapitel XII von Anhang II des 
EWR-Abkommens gelten lebensmittelrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(3) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang II Kapitel XII des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Unter Nummer 55 (Verordnung (EU) Nr. 10/2011 der Kommission) wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32018 R 0213: Verordnung (EU) 2018/213 der Kommission vom 12. Februar 2018 (ABl. L 41 vom 14.2.2018, 
S. 6)“. 

2. Nach Nummer 129 (Durchführungsverordnung (EU) 2017/660 der Kommission) wird folgende Nummer eingefügt: 

„130. 32018 R 0213: Verordnung (EU) 2018/213 der Kommission vom 12. Februar 2018 über die Verwendung von 
Bisphenol A in Lacken und Beschichtungen, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu 
kommen, und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 10/2011 hinsichtlich der Verwendung dieses Stoffes in 
Lebensmittelkontaktmaterialien aus Kunststoff (ABl. L 41 vom 14.2.2018, S. 6)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2018/213 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*).
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Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES

DE 25.2.2021 Amtsblatt der Europäischen Union L 67/25



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 137/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2021/199] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Delegierte Verordnung (EU) 2018/561 der Kommission vom 29. Januar 2018 zur Änderung der Delegierten 
Verordnung (EU) 2016/127 hinsichtlich der Proteinanforderungen für Folgenahrung ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

(2) Dieser Beschluss betrifft lebensmittelrechtliche Vorschriften. Nach der Einleitung zu Kapitel XII von Anhang II des 
EWR-Abkommens gelten lebensmittelrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(3) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XII des EWR-Abkommens wird unter Nummer 77b (Delegierte Verordnung (EU) 2016/127 der 
Kommission) Folgendes angefügt: 

„,geändert durch: 

— 32018 R 0561: Delegierte Verordnung (EU) 2018/561 der Kommission vom 29. Januar 2018 (ABl. L 94 vom 
12.4.2018, S. 1)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Delegierten Verordnung (EU) 2018/561 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES

DE L 67/26 Amtsblatt der Europäischen Union 25.2.2021 

( 1 ) ABl. L 94 vom 12.4.2018, S. 1. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 138/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2021/200] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/2469 der Kommission vom 20. Dezember 2017 zur Festlegung ad­
ministrativer und wissenschaftlicher Anforderungen an die Anträge gemäß Artikel 10 der Verordnung (EU) 
2015/2283 des Europäischen Parlaments und des Rates über neuartige Lebensmittel ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

(2) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/2470 der Kommission vom 20. Dezember 2017 zur Erstellung der 
Unionsliste der neuartigen Lebensmittel gemäß der Verordnung (EU) 2015/2283 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über neuartige Lebensmittel ( 2 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(3) Dieser Beschluss betrifft lebensmittelrechtliche Vorschriften. Nach der Einleitung zu Kapitel XII von Anhang II des 
EWR-Abkommens gelten lebensmittelrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(4) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XII des EWR-Abkommens werden nach Nummer 124 (Verordnung (EU) 2015/2283 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates) folgende Nummern eingefügt: 

„124a. 32017 R 2469: Durchführungsverordnung (EU) 2017/2469 der Kommission vom 20. Dezember 2017 zur 
Festlegung administrativer und wissenschaftlicher Anforderungen an die Anträge gemäß Artikel 10 der 
Verordnung (EU) 2015/2283 des Europäischen Parlaments und des Rates über neuartige Lebensmittel (ABl. 
L 351 vom 30.12.2017, S. 64) 

124b. 32017 R 2470: Durchführungsverordnung (EU) 2017/2470 der Kommission vom 20. Dezember 2017 zur 
Erstellung der Unionsliste der neuartigen Lebensmittel gemäß der Verordnung (EU) 2015/2283 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates über neuartige Lebensmittel (ABl. L 351 vom 30.12.2017, S. 72)“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnungen (EU) 2017/2469 und (EU) 2017/2470 in isländischer und norwegischer 
Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*).

DE 25.2.2021 Amtsblatt der Europäischen Union L 67/27 

( 1 ) ABl. L 351 vom 30.12.2017, S. 64. 
( 2 ) ABl. L 351 vom 30.12.2017, S. 72. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 139/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2021/201] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/2468 der Kommission vom 20. Dezember 2017 zur Festlegung ad­
ministrativer und wissenschaftlicher Anforderungen an traditionelle Lebensmittel aus Drittländern gemäß der Ver­
ordnung (EU) 2015/2283 des Europäischen Parlaments und des Rates über neuartige Lebensmittel ( 1 ) ist in das 
EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Dieser Beschluss betrifft lebensmittelrechtliche Vorschriften. Nach der Einleitung zu Kapitel XII von Anhang II des 
EWR-Abkommens gelten lebensmittelrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(3) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XII des EWR-Abkommens wird nach Nummer 124b (Durchführungsverordnung (EU) 2017/2470 
der Kommission) folgende Nummer eingefügt: 

„124 c. 32017 R 2468: Durchführungsverordnung (EU) 2017/2468 der Kommission vom 20. Dezember 2017 zur 
Festlegung administrativer und wissenschaftlicher Anforderungen an traditionelle Lebensmittel aus Dritt­
ländern gemäß der Verordnung (EU) 2015/2283 des Europäischen Parlaments und des Rates über neuartige 
Lebensmittel (ABl. L 351 vom 30.12.2017, S. 55)“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnung (EU) 2017/2468 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 140/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2021/202] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) 2018/460 der Kommission vom 20. März 2018 zur Genehmigung des In­
verkehrbringens von Phlorotanninen aus Ecklonia cava als neuartiges Lebensmittel gemäß der Verordnung (EU) 
2015/2283 des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 
2017/2470 der Kommission ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Die Durchführungsverordnung (EU) 2018/461 der Kommission vom 20. März 2018 zur Genehmigung einer 
Erweiterung der Verwendungszwecke von stark taxifolinhaltigem Extrakt als neuartiges Lebensmittel gemäß der 
Verordnung (EU) 2015/2283 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Änderung der Durchführungs­
verordnung (EU) 2017/2470 der Kommission ( 2 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(3) Die Durchführungsverordnung (EU) 2018/462 der Kommission vom 20. März 2018 über die Genehmigung einer 
Erweiterung der Verwendungszwecke von L-Ergothionein als neuartiges Lebensmittel gemäß der Verordnung (EU) 
2015/2283 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 
2017/2470 der Kommission ( 3 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(4) Die Durchführungsverordnung (EU) 2018/469 der Kommission vom 21. März 2018 zur Genehmigung des In­
verkehrbringens eines Extrakts aus drei pflanzlichen Wurzeln (Cynanchum wilfordii Hemsley, Phlomis umbrosa Turcz. 
und Angelica gigas Nakai) als neuartiges Lebensmittel gemäß der Verordnung (EU) 2015/2283 des Europäischen 
Parlaments und des Rates und zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2017/2470 der Kommission ( 4 ) 
ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(5) Dieser Beschluss betrifft lebensmittelrechtliche Vorschriften. Nach der Einleitung zu Kapitel XII von Anhang II des 
EWR-Abkommens gelten lebensmittelrechtliche Vorschriften nicht für Liechtenstein, solange Liechtenstein in das 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einbezogen ist. Dieser Beschluss gilt daher nicht für Liechtenstein. 

(6) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang II Kapitel XII des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Unter Nummer 124b (Durchführungsverordnung (EU) 2017/2470 der Kommission) wird Folgendes angefügt: 

„, geändert durch: 

— 32018 R 0460: Durchführungsverordnung (EU) 2018/460 der Kommission vom 20. März 2018 (ABl. L 78 vom 
21.3.2018, S. 2) 

— 32018 R 0461: Durchführungsverordnung (EU) 2018/461 der Kommission vom 20. März 2018 (ABl. L 78 vom 
21.3.2018, S. 7)
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— 32018 R 0462: Durchführungsverordnung (EU) 2018/462 der Kommission vom 20. März 2018 (ABl. L 78 vom 
21.3.2018, S. 11) 

— 32018 R 0469: Durchführungsverordnung (EU) 2018/469 der Kommission vom 21. März 2018 (ABl. L 79 vom 
22.3.2018, S. 11)“. 

2. Nach Nummer 130 (Verordnung (EU) 2018/213 der Kommission) werden folgende Nummern eingefügt: 

„131. 32018 R 0460: Durchführungsverordnung (EU) 2018/460 der Kommission vom 20. März 2018 zur Geneh­
migung des Inverkehrbringens von Phlorotanninen aus Ecklonia cava als neuartiges Lebensmittel gemäß der 
Verordnung (EU) 2015/2283 des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Änderung der Durch­
führungsverordnung (EU) 2017/2470 der Kommission (ABl. L 78 vom 21.3.2018, S. 2) 

132. 32018 R 0461: Durchführungsverordnung (EU) 2018/461 der Kommission vom 20. März 2018 zur Geneh­
migung einer Erweiterung der Verwendungszwecke von stark taxifolinhaltigem Extrakt als neuartiges Lebens­
mittel gemäß der Verordnung (EU) 2015/2283 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Änderung 
der Durchführungsverordnung (EU) 2017/2470 der Kommission (ABl. L 78 vom 21.3.2018, S. 7) 

133. 32018 R 0462: Durchführungsverordnung (EU) 2018/462 der Kommission vom 20. März 2018 über die 
Genehmigung einer Erweiterung der Verwendungszwecke von L-Ergothionein als neuartiges Lebensmittel gemäß 
der Verordnung (EU) 2015/2283 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Änderung der Durch­
führungsverordnung (EU) 2017/2470 der Kommission (ABl. L 78 vom 21.3.2018, S. 11) 

134. 32018 R 0469: Durchführungsverordnung (EU) 2018/469 der Kommission vom 21. März 2018 zur Geneh­
migung des Inverkehrbringens eines Extrakts aus drei pflanzlichen Wurzeln (Cynanchum wilfordii Hemsley, 
Phlomis umbrosa Turcz. und Angelica gigas Nakai) als neuartiges Lebensmittel gemäß der Verordnung (EU) 
2015/2283 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Änderung der Durchführungsverordnung 
(EU) 2017/2470 der Kommission (ABl. L 79 vom 22.3.2018, S. 11)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnungen (EU) 2018/460, (EU) 2018/461, (EU) 2018/462 und (EU) 2018/469 in 
isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, 
ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuss alle Mitteilungen nach 
Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens vorliegen (*), oder am Tag des Inkrafttretens des Beschlusses des Gemeinsamen 
EWR-Ausschusses Nr. 138/2018 vom 6. Juli 2018, je nachdem, welcher Zeitpunkt der spätere ist. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 141/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2021/203] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2018/471 der Kommission vom 21. März 2018 zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 297/95 des Rates zwecks Anpassung der Gebühren der Europäischen Arzneimittel-Agentur an die Inflations­
rate mit Wirkung vom 1. April 2018 ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XIII des EWR-Abkommens wird unter Nummer 15h (Verordnung (EG) Nr. 297/95 des Rates) 
folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32018 R 0471: Verordnung (EU) 2018/471 der Kommission vom 21. März 2018 (ABl. L 79 vom 22.3.2018, 
S. 19)“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2018/471 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES

DE L 67/32 Amtsblatt der Europäischen Union 25.2.2021 

( 1 ) ABl. L 79 vom 22.3.2018, S. 19. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 142/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2021/204] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2018/588 der Kommission vom 18. April 2018 zur Änderung von Anhang XVII der 
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Registrierung, Bewertung, Zu­
lassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH) in Bezug auf 1-Methyl-2-pyrrolidon ( 1 ) ist in das EWR- 
Abkommen aufzunehmen. 

(2) Die Verordnung (EU) 2018/589 der Kommission vom 18. April 2018 zur Änderung von Anhang XVII der 
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Registrierung, Bewertung, Zu­
lassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH) hinsichtlich Methanol ( 2 ), berichtigt in ABl. L 102 vom 
23.4.2018, S. 99, ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(3) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XV des EWR-Abkommens werden unter Nummer 12zc (Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des 
Europäischen Parlaments und des Rates) folgende Gedankenstriche angefügt: 

„— 32018 R 0588: Verordnung (EU) 2018/588 der Kommission vom 18. April 2018 (ABl. L 99 vom 19.4.2018, 
S. 3) 

— 32018 R 0589: Verordnung (EU) 2018/589 der Kommission vom 18. April 2018 (ABl. L 99 vom 19.4.2018, 
S. 7), berichtigt in ABl. L 102 vom 23.4.2018, S. 99“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnungen (EU) 2018/588 und (EU) 2018/589, berichtigt in ABl. L 102 vom 23.4.2018, S. 99, in 
isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, 
ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 143/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2021/205] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2018/675 der Kommission vom 2. Mai 2018 zur Änderung der Anlagen zu Anhang XVII 
der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Registrierung, Bewertung, 
Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH) betreffend CMR-Stoffe ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

(2) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XV des EWR-Abkommens wird unter Nummer 12zc (Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates) folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32018 R 0675: Verordnung (EU) 2018/675 der Kommission vom 2. Mai 2018 (ABl. L 114 vom 4.5.2018, 
S. 4)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2018/675 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 144/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2021/206] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) 2018/84 der Kommission vom 19. Januar 2018 zur Änderung der Durch­
führungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 hinsichtlich der Verlängerung der Dauer der Genehmigung für die Wirk­
stoffe Chlorpyrifos, Chlorpyrifos-methyl, Clothianidin, Dimoxystrobin, Kupferverbindungen, Mancozeb, Mecoprop- 
P, Metiram, Oxamyl, Pethoxamid, Propiconazol, Propineb, Propyzamid, Pyraclostrobin und Zoxamid ( 1 ) ist in das 
EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Die Durchführungsverordnung (EU) 2018/112 der Kommission vom 24. Januar 2018 zur Erneuerung der Geneh­
migung des Wirkstoffs mit geringem Risiko Laminarin gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Änderung des 
Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission ( 2 ) ist in das EWR-Abkommen auf­
zunehmen. 

(3) Die Durchführungsverordnung (EU) 2018/113 der Kommission vom 24. Januar 2018 zur Erneuerung der Geneh­
migung für den Wirkstoff Acetamiprid gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Änderung des Anhangs der Durch­
führungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission ( 3 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(4) Die Durchführungsverordnung (EU) 2018/155 der Kommission vom 31. Januar 2018 zur Änderung der Durch­
führungsverordnung (EU) Nr. 686/2012 zur Übertragung der Überprüfung von Wirkstoffen auf die Mitgliedstaaten 
zum Zweck des Erneuerungsverfahrens ( 4 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(5) Die Durchführungsverordnung (EU) 2018/184 der Kommission vom 7. Februar 2018 zur Änderung der Durch­
führungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 hinsichtlich der Verlängerung des Genehmigungszeitraums für die Wirk­
stoffe FEN 560 (auch bezeichnet als Bockshornklee oder Bockshornkleesamen-Pulver) und Sulfurylfluorid ( 5 ) ist in 
das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(6) Die Durchführungsverordnung (EU) 2018/185 der Kommission vom 7. Februar 2018 zur Änderung der Durch­
führungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 hinsichtlich der Bedingungen für die Genehmigung des Wirkstoffs Pen­
flufen ( 6 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(7) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden —
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang II Kapitel XV des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Unter Nummer 13a (Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission) werden folgende Gedankenstri­
che angefügt: 

„— 32018 R 0084: Durchführungsverordnung (EU) 2018/84 der Kommission vom 19. Januar 2018 (ABl. L 16 vom 
20.1.2018, S. 8) 

— 32018 R 0112: Durchführungsverordnung (EU) 2018/112 der Kommission vom 24. Januar 2018 (ABl. L 20 vom 
25.1.2018, S. 3) 

— 32018 R 0113: Durchführungsverordnung (EU) 2018/113 der Kommission vom 24. Januar 2018 (ABl. L 20 vom 
25.1.2018, S. 7) 

— 32018 R 0184: Durchführungsverordnung (EU) 2018/184 der Kommission vom 7. Februar 2018 (ABl. L 34 vom 
8.2.2018, S. 10) 

— 32018 R 0185: Durchführungsverordnung (EU) 2018/185 der Kommission vom 7. Februar 2018 (ABl. L 34 vom 
8.2.2018, S. 13)“. 

2. Unter Nummer 13zzze (Durchführungsverordnung (EU) Nr. 686/2012 der Kommission) wird folgender Gedanken­
strich angefügt: 

„— 32018 R 0155: Durchführungsverordnung (EU) 2018/155 der Kommission vom 31. Januar 2018 (ABl. L 29 vom 
1.2.2018, S. 8)“. 

3. Nach Nummer 13zzzzzzzzl (Durchführungsverordnung (EU) 2017/2324 der Kommission) werden folgende Nummern 
eingefügt: 

„13zzzzzzzzm. 32018 R 0112: Durchführungsverordnung (EU) 2018/112 der Kommission vom 24. Januar 2018 zur 
Erneuerung der Genehmigung des Wirkstoffs mit geringem Risiko Laminarin gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln und zur Änderung des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 540/2011 der Kommission (ABl. L 20 vom 25.1.2018, S. 3) 

13zzzzzzzzn. 32018 R 0113: Durchführungsverordnung (EU) 2018/113 der Kommission vom 24. Januar 2018 zur 
Erneuerung der Genehmigung für den Wirkstoff Acetamiprid gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzen­
schutzmitteln und zur Änderung des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der 
Kommission (ABl. L 20 vom 25.1.2018, S. 7)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnungen (EU) 2018/84, (EU) 2018/112, (EU) 2018/113, (EU) 2018/155, (EU) 
2018/184 und (EU) 2018/185 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der 
Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*).
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Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 145/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2021/207] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/1354 der Kommission vom 20. Juli 2017 zur Festlegung der Auf­
machung von Informationen gemäß Artikel 10 Absatz 10 der Richtlinie 2014/53/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XVIII des EWR-Abkommens wird nach Nummer 4zzr (Richtlinie 2014/53/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates) folgende Nummer eingefügt: 

„4zzs. 32017 R 1354: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1354 der Kommission vom 20. Juli 2017 zur Fest­
legung der Aufmachung von Informationen gemäß Artikel 10 Absatz 10 der Richtlinie 2014/53/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 190 vom 21.7.2017, S. 7) 

Die Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit den folgenden Anpassungen: 

In Anhang II wird zu den Abkürzungen Folgendes hinzugefügt: 

‚Island (IS) 

Liechtenstein (LI) 

Norwegen (NO)‘.“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnung (EU) 2017/1354 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 146/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2021/208] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Richtlinie (EU) 2017/2054 der Kommission vom 8. November 2017 zur Änderung der Richtlinie 2009/43/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Liste der Verteidigungsgüter ( 1 ) ist in das EWR- 
Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XIX des EWR-Abkommens wird unter Nummer 3q (Richtlinie 2009/43/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates) folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 L 2054: Richtlinie (EU) 2017/2054 der Kommission vom 8. November 2017 (ABl. L 311 vom 
25.11.2017, S. 1)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Richtlinie (EU) 2017/2054 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 147/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) des 
EWR-Abkommens [2021/209] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Delegierte Verordnung (EU) 2018/414 der Kommission vom 9. Januar 2018 zur Ergänzung der Richtlinie 
2014/90/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Festlegung der Schiffsausrüstungs­
gegenstände, die elektronisch gekennzeichnet werden können ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel XXXII des EWR-Abkommens wird nach Nummer 3 (Durchführungsverordnung (EU) 2018/773 der 
Kommission) folgende Nummer eingefügt: 

„4. 32018 R 0414: Delegierte Verordnung (EU) 2018/414 der Kommission vom 9. Januar 2018 zur Ergänzung der 
Richtlinie 2014/90/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Festlegung der Schiffs­
ausrüstungsgegenstände, die elektronisch gekennzeichnet werden können (ABl. L 75 vom 19.3.2018, S. 3)“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Delegierten Verordnung (EU) 2018/414 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 148/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung) und 
Anhang IV (Energie) des EWR-Abkommens [2021/210] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) Nr. 813/2013 der Kommission vom 2. August 2013 zur Durchführung der Richtlinie 
2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen 
an die umweltgerechte Gestaltung von Raumheizgeräten und Kombiheizgeräten ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

(2) Die Anhänge II und IV des EWR-Abkommens sollten daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang II Kapitel IV des EWR-Abkommens wird nach Nummer 6q (Verordnung (EU) 2016/2281 der Kommission) 
folgende Nummer eingefügt: 

„6r. 32013 R 0813: Verordnung (EU) Nr. 813/2013 der Kommission vom 2. August 2013 zur Durchführung der 
Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Festlegung von 
Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Raumheizgeräten und Kombiheizgeräten (ABl. L 239 
vom 6.9.2013, S. 136)“. 

Artikel 2 

In Anhang IV des EWR-Abkommens wird nach Nummer 26r (Verordnung (EU) 2016/2281 der Kommission) folgende 
Nummer eingefügt: 

„26s. 32013 R 0813: Verordnung (EU) Nr. 813/2013 der Kommission vom 2. August 2013 zur Durchführung der 
Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Festlegung von 
Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Raumheizgeräten und Kombiheizgeräten (ABl. L 239 
vom 6.9.2013, S. 136)“. 

Artikel 3 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) Nr. 813/2013 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 5 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 149/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang IV (Energie) des EWR-Abkommens [2021/211] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2017/2356 der Kommission vom 15. Dezember 2017 über die Anerkennung 
des Berichts Australiens mit Angaben zu den typischen Treibhausgasemissionen aus dem Anbau von landwirt­
schaftlichen Rohstoffen gemäß der Richtlinie 2009/28/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) ist in das 
EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang IV des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang IV des EWR-Abkommens wird nach Nummer 41 (Richtlinie 2009/28/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates) folgende Nummer eingefügt: 

„41a. 32017 D 2356: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/2356 der Kommission vom 15. Dezember 2017 über die 
Anerkennung des Berichts Australiens mit Angaben zu den typischen Treibhausgasemissionen aus dem Anbau 
von landwirtschaftlichen Rohstoffen gemäß der Richtlinie 2009/28/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 336 vom 16.12.2017, S. 55) 

Diese Entscheidung gilt nicht für Liechtenstein.“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut des Durchführungsbeschlusses (EU) 2017/2356 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 150/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang XI (Elektronische Kommunikation, audiovisuelle Dienste und 
Informationsgesellschaft) des EWR-Abkommens [2021/212] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2017/2077 der Kommission vom 10. November 2017 zur Änderung der Ent­
scheidung 2005/50/EG zur Harmonisierung der befristeten Nutzung des Frequenzbands im Bereich um 24 GHz 
durch Kfz-Kurzstreckenradargeräte in der Gemeinschaft ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang XI des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang XI des EWR-Abkommens wird unter Nummer 5cr (Entscheidung 2005/50/EG der Kommission) folgender 
Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 D 2077: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/2077 der Kommission vom 10. November 2017 
(ABl. L 295 vom 14.11.2017, S. 75)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut des Durchführungsbeschlusses (EU) 2017/2077 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 151/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang XI (Elektronische Kommunikation, audiovisuelle Dienste und 
Informationsgesellschaft) des EWR-Abkommens [2021/213] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) 2017/2311 der Kommission vom 13. Dezember 2017 zur Festsetzung des 
gewichteten Durchschnitts der Höchstentgelte für die Mobilfunkzustellung in der gesamten Union und zur Auf­
hebung der Durchführungsverordnung (EU) 2016/2292 ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2017/2311 der Kommission wird die Durchführungsverordnung (EU) 
2016/2292 der Kommission ( 2 ) aufgehoben, die in das EWR-Abkommen aufgenommen wurde und daher aus 
diesem zu streichen ist. 

(3) Anhang XI des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang XI des EWR-Abkommens erhält der Text von Nummer 5cub (Durchführungsverordnung (EU) 2016/2292 der 
Kommission) folgende Fassung: 

„32017 R 2311: Durchführungsverordnung (EU) 2017/2311 der Kommission vom 13. Dezember 2017 zur Fest­
setzung des gewichteten Durchschnitts der Höchstentgelte für die Mobilfunkzustellung in der gesamten Union und 
zur Aufhebung der Durchführungsverordnung (EU) 2016/2292 (ABl. L 331 vom 14.12.2017, S. 39)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnung (EU) 2017/2311 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES

DE L 67/44 Amtsblatt der Europäischen Union 25.2.2021 

( 1 ) ABl. L 331 vom 14.12.2017, S. 39. 
( 2 ) ABl. L 344 vom 17.12.2016, S. 77. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 152/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang XI (Elektronische Kommunikation, audiovisuelle Dienste und 
Informationsgesellschaft) des EWR-Abkommens [2021/214] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Richtlinie 2014/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Maßnahmen zur 
Reduzierung der Kosten des Ausbaus von Hochgeschwindigkeitsnetzen für die elektronische Kommunikation ( 1 ) ist 
in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang XI des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang XI des EWR-Abkommens wird nach Nummer 5czm (Durchführungsbeschluss (EU) 2016/687 der 
Kommission) folgende Nummer eingefügt: 

„5czn. 32014 L 0061: Richtlinie 2014/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über 
Maßnahmen zur Reduzierung der Kosten des Ausbaus von Hochgeschwindigkeitsnetzen für die elektronische 
Kommunikation (ABl. L 155 vom 23.5.2014, S. 1)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Richtlinie 2014/61/EU in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts 
der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES

DE 25.2.2021 Amtsblatt der Europäischen Union L 67/45 

( 1 ) ABl. L 155 vom 23.5.2014, S. 1. 
(*) Das Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 153/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang XI (Elektronische Kommunikation, audiovisuelle Dienste und 
Informationsgesellschaft) des EWR-Abkommens [2021/215] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Beschluss (EU) 2017/899 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2017 über die Nutzung 
des Frequenzbands 470-790 MHz in der Union ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang XI des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden – 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang XI des EWR-Abkommens wird nach Nummer 5czn (Richtlinie 2014/61/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates) folgende Nummer eingefügt: 

„5czo. 32017 D 0899: Beschluss (EU) 2017/899 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2017 
über die Nutzung des Frequenzbands 470-790 MHz in der Union (ABl. L 138 vom 25.5.2017, S. 131)“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut des Beschlusses (EU) 2017/899 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES

DE L 67/46 Amtsblatt der Europäischen Union 25.2.2021 

( 1 ) ABl. L 138 vom 25.5.2017, S. 131. 
(*) Das Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 155/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang XIII (Verkehr) des EWR-Abkommens [2021/216] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Richtlinie (EU) 2016/1629 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. September 2016 zur Fest­
legung technischer Vorschriften für Binnenschiffe, zur Änderung der Richtlinie 2009/100/EG und zur Aufhebung 
der Richtlinie 2006/87/EG ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Mit der Richtlinie (EU) 2016/1629 wird mit Wirkung vom 7. Oktober 2018 die Richtlinie 2006/87/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 2 ) aufgehoben, die in das EWR-Abkommen aufgenommen wurde und 
daher mit Wirkung vom 7. Oktober 2018 aus diesem zu streichen ist. 

(3) Anhang XIII des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang XIII des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Nach Nummer 47aa (Richtlinie 2013/49/EU der Kommission) wird folgende Nummer eingefügt: 

„47b. 32016 L 1629: Richtlinie (EU) 2016/1629 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. September 
2016 zur Festlegung technischer Vorschriften für Binnenschiffe, zur Änderung der Richtlinie 2009/100/EG und 
zur Aufhebung der Richtlinie 2006/87/EG (ABl. L 252 vom 16.9.2016, S. 118)“. 

2. Unter Nummer 48 (Richtlinie 2009/100/EG des Europäischen Parlaments und des Rates) wird Folgendes angefügt: 

„, geändert durch: 

— 32016 L 1629: Richtlinie (EU) 2016/1629 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. September 2016 
(ABl. L 252 vom 16.9.2016, S. 118)“. 

3. Der Text von Nummer 47a (Richtlinie 2006/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates) wird mit Wirkung 
zum 7. Oktober 2018 gestrichen. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Richtlinie (EU) 2016/1629 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich.

DE 25.2.2021 Amtsblatt der Europäischen Union L 67/47 

( 1 ) ABl. L 252 vom 16.9.2016, S. 118. 
( 2 ) ABl. L 389 vom 30.12.2006, S. 1.



 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES

DE L 67/48 Amtsblatt der Europäischen Union 25.2.2021 

(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 156/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang XIII (Verkehr) des EWR-Abkommens [2021/217] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2018/501 der Kommission vom 22. März 2018 über die Anerkennung des 
Sultanats Oman gemäß der Richtlinie 2008/106/EG des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die 
Ausbildungs- und Zeugniserteilungssysteme für Seeleute ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang XIII des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang XIII des EWR-Abkommens wird nach Nummer 56jw (Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1239 der Kommis­
sion) folgende Nummer eingefügt: 

„56jx. 32018 D 0501: Durchführungsbeschluss (EU) 2018/501 der Kommission vom 22. März 2018 über die 
Anerkennung des Sultanats Oman gemäß der Richtlinie 2008/106/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates in Bezug auf die Ausbildungs- und Zeugniserteilungssysteme für Seeleute (ABl. L 82 vom 26.3.2018, 
S. 15)“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut des Durchführungsbeschlusses (EU) 2018/501 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES

DE 25.2.2021 Amtsblatt der Europäischen Union L 67/49 

( 1 ) ABl. L 82 vom 26.3.2018, S. 15. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 157/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang XIII (Verkehr) des EWR-Abkommens [2021/218] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Durchführungsverordnung (EU) 2018/55 der Kommission vom 9. Januar 2018 zur Änderung der Durch­
führungsverordnung (EU) 2015/1998 in Hinblick auf die Aufnahme der Republik Singapur in die Liste der Dritt­
länder, die anerkanntermaßen Sicherheitsstandards anwenden, die den gemeinsamen Grundstandards für die Si­
cherheit der Zivilluftfahrt gleichwertig sind ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang XIII des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang XIII des EWR-Abkommens wird unter Nummer 66he (Durchführungsverordnung (EU) 2015/1998 der Kom­
mission) folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32018 R 0055: Durchführungsverordnung (EU) 2018/55 der Kommission vom 9. Januar 2018 (ABl. L 10 vom 
13.1.2018, S. 5)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnung (EU) 2018/55 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES

DE L 67/50 Amtsblatt der Europäischen Union 25.2.2021 

( 1 ) ABl. L 10 vom 13.1.2018, S. 5. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 158/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang XVII (Geistiges Eigentum) des EWR-Abkommens [2021/219] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2017/1128 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 zur grenzüber­
schreitenden Portabilität von Online-Inhaltediensten im Binnenmarkt ( 1 ), berichtigt in ABl. L 198 vom 28.7.2017, 
S. 42, ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang XVII des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang XVII des EWR-Abkommens wird nach Nummer 11 (Richtlinie 2014/26/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates) Folgendes eingefügt: 

„12. 32017 R 1128: Verordnung (EU) 2017/1128 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 
zur grenzüberschreitenden Portabilität von Online-Inhaltediensten im Binnenmarkt (ABl. L 168 vom 
30.6.2017, S. 1), berichtigt in ABl. L 198 vom 28.7.2017, S. 42 

Die Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit den folgenden Anpassungen: 

a) In Artikel 2 Absatz 5 der Verordnung wird die Angabe ‚Artikel 56 und 57 AEUV‘ durch die Angabe 
‚Artikel 36 und 37 des EWR-Abkommens‘ ersetzt. 

b) In Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung wird für die EFTA-Staaten die Angabe ‚zum 2. Juni 2018‘ durch die 
Angabe ‚zwei Monate und einen Tag nach Inkrafttreten des Beschlusses des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 158/2018 vom 6. Juli 2018‘ ersetzt.“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2017/1128, berichtigt in ABl. L 198 vom 28.7.2017, S. 42, in isländischer und 
norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES

DE 25.2.2021 Amtsblatt der Europäischen Union L 67/51 

( 1 ) ABl. L 168 vom 30.6.2017, S. 1. 
(*) Das Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 159/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung des Anhangs XVIII (Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz, Arbeitsrecht 
sowie Gleichbehandlung von Männern und Frauen) des EWR-Abkommens [2021/220] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Richtlinie (EU) 2017/164 der Kommission vom 31. Januar 2017 zur Festlegung einer vierten Liste von 
Arbeitsplatz-Richtgrenzwerten in Durchführung der Richtlinie 98/24/EG des Rates und zur Änderung der Richt­
linien 91/322/EWG, 2000/39/EG und 2009/161/EU der Kommission ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang XVIII des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang XVIII des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Unter den Nummern 3a (Richtlinie 91/322/EWG der Kommission) und 16j (Richtlinie 2000/39/EG der Kommission) 
wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 L 0164: Richtlinie (EU) 2017/164 der Kommission vom 31. Januar 2017 (ABl. L 27 vom 1.2.2017, 
S. 115)“. 

2. Unter Nummer 16jf (Richtlinie 2009/161/EU der Kommission) wird Folgendes angefügt: 

„, geändert durch: 

— 32017 L 0164: Richtlinie (EU) 2017/164 der Kommission vom 31. Januar 2017 (ABl. L 27 vom 1.2.2017, 
S. 115)“. 

3. Nach Nummer 16jg (Richtlinie 2010/32/EU des Rates) wird folgende Nummer eingefügt: 

„16jh. 32017 L 0164: Richtlinie (EU) 2017/164 der Kommission vom 31. Januar 2017 zur Festlegung einer vierten 
Liste von Arbeitsplatz-Richtgrenzwerten in Durchführung der Richtlinie 98/24/EG des Rates und zur Änderung 
der Richtlinien 91/322/EWG, 2000/39/EG und 2009/161/EU der Kommission (ABl. L 27 vom 1.2.2017, 
S. 115)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Richtlinie (EU) 2017/164 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES

DE L 67/52 Amtsblatt der Europäischen Union 25.2.2021 

( 1 ) ABl. L 27 vom 1.2.2017, S. 115. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 160/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang XX (Umweltschutz) des EWR-Abkommens [2021/221] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Beschluss (EU) 2017/2076 der Kommission vom 7. November 2017 zur Änderung der Entscheidung 
2009/607/EG der Kommission hinsichtlich der Geltungsdauer der Umweltkriterien für die Vergabe des EU-Um­
weltzeichens für Hartbeläge ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang XX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang XX des EWR-Abkommens wird unter Nummer 2k (Entscheidung 2009/607/EG der Kommission) folgender 
Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 D 2076: Beschluss (EU) 2017/2076 der Kommission vom 7. November 2017 (ABl. L 295 vom 
14.11.2017, S. 74)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut des Beschlusses (EU) 2017/2076 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES

DE 25.2.2021 Amtsblatt der Europäischen Union L 67/53 

( 1 ) ABl. L 295 vom 14.11.2017, S. 74. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 161/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang XX (Umweltschutz) des EWR-Abkommens [2021/222] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Beschluss (EU) 2018/666 der Kommission vom 27. April 2018 zur Änderung des Beschlusses 2014/312/EU 
der Kommission hinsichtlich der Geltungsdauer der Umweltkriterien für die Vergabe des EU-Umweltzeichens für 
Innen- und Außenfarben und -lacke ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang XX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang XX des EWR-Abkommens wird unter Nummer 2v (Beschluss 2014/312/EU der Kommission) folgender 
Gedankenstrich angefügt: 

„— 32018 D 0666: Beschluss (EU) 2018/666 der Kommission vom 27. April 2018 (ABl. L 111 vom 2.5.2018, 
S. 2)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut des Beschlusses (EU) 2018/666 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES

DE L 67/54 Amtsblatt der Europäischen Union 25.2.2021 

( 1 ) ABl. L 111 vom 2.5.2018, S. 2. 
(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 162/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang XX (Umweltschutz) des EWR-Abkommens [2021/223] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Beschluss (EU) 2017/1525 der Kommission vom 4. September 2017 zur Änderung des Beschlusses 
2014/256/EU zwecks Verlängerung der Geltungsdauer der Umweltkriterien für die Vergabe des EU-Umweltzei­
chens für weiterverarbeitete Papiererzeugnisse ( 1 ) ist in das Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang XX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang XX des EWR-Abkommens wird unter Nummer 2zl (Beschluss 2014/256/EU der Kommission) Folgendes 
angefügt: 

„, geändert durch: 

— 32017 D 1525: Beschluss (EU) 2017/1525 der Kommission vom 4. September 2017 (ABl. L 230 vom 
6.9.2017, S. 28)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut des Beschlusses (EU) 2017/1525 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 163/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang XX (Umweltschutz) des EWR-Abkommens [2021/224] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Beschluss (EU) 2018/680 der Kommission vom 2. Mai 2018 zur Festlegung der Kriterien des EU-Umwelt­
zeichens für Gebäudereinigungsdienste ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang XX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang XX des EWR-Abkommens wird nach Nummer 2zo (Beschluss 2014/763/EU der Kommission) folgende 
Nummer eingefügt: 

„2zp. 32018 D 0680: Beschluss (EU) 2018/680 der Kommission vom 2. Mai 2018 zur Festlegung der Kriterien des 
EU-Umweltzeichens für Gebäudereinigungsdienste (ABl. L 114 vom 4.5.2018, S. 22)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut des Beschlusses (EU) 2018/680 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 164/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang XX (Umweltschutz) des EWR-Abkommens [2021/225] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Beschluss (EU) 2018/229 der Kommission vom 12. Februar 2018 zur Festlegung der Werte für die Einstu­
fungen im Rahmen des Überwachungssystems des jeweiligen Mitgliedstaats als Ergebnis der Interkalibrierung 
gemäß der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung des Beschlusses 
2013/480/EU der Kommission ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Mit dem Beschluss (EU) 2018/229 wird der Beschluss 2013/480/EU der Kommission ( 2 ) aufgehoben, der in das 
EWR-Abkommen aufgenommen wurde und daher aus diesem zu streichen ist. 

(3) Anhang XX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang XX des EWR-Abkommens erhält der Text von Nummer 13cab (Beschluss 2013/480/EU der Kommission) 
folgende Fassung: 

„32018 D 0229: Beschluss (EU) 2018/229 der Kommission vom 12. Februar 2018 zur Festlegung der Werte für die 
Einstufungen im Rahmen des Überwachungssystems des jeweiligen Mitgliedstaats als Ergebnis der Interkalibrierung 
gemäß der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung des Beschlusses 
2013/480/EU der Kommission (ABl. L 47 vom 20.2.2018, S. 1)“ 

Artikel 2 

Der Wortlaut des Beschlusses (EU) 2018/229 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*).
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Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 165/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang XX (Umweltschutz) des EWR-Abkommens [2021/226] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Beschluss (EU) 2015/1814 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Oktober 2015 über die 
Einrichtung und Anwendung einer Marktstabilitätsreserve für das System für den Handel mit Treibhausgasemis­
sionszertifikaten in der Union und zur Änderung der Richtlinie 2003/87/EG ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

(2) Anhang XX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang XX des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Unter Nummer 21al (Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates) wird folgender Gedanken­
strich angefügt: 

„— 32015 D 1814: Beschluss (EU) 2015/1814 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Oktober 2015 
(ABl. L 264 vom 9.10.2015, S. 1)“; 

2. Nach Nummer 21ali (Durchführungsbeschluss (EU) 2016/775 der Kommission) wird folgende Nummer eingefügt: 

„21alj. 32015 D 1814: Beschluss (EU) 2015/1814 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Oktober 2015 
über die Einrichtung und Anwendung einer Marktstabilitätsreserve für das System für den Handel mit Treib­
hausgasemissionszertifikaten in der Union und zur Änderung der Richtlinie 2003/87/EG (ABl. L 264 vom 
9.10.2015, S. 1)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut des Beschlusses (EU) 2015/1814 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*).
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Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 166/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang XX (Umweltschutz) des EWR-Abkommens [2021/227] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2018/336 der Kommission vom 8. März 2018 zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 748/2009 über die Liste der Luftfahrzeugbetreiber, die am oder nach dem 1. Januar 2006 einer Luftverkehrs­
tätigkeit im Sinne von Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG nachgekommen sind, mit Angabe des für die einzelnen 
Luftfahrzeugbetreiber zuständigen Verwaltungsmitgliedstaats ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang XX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang XX des EWR-Abkommens wird unter Nummer 21as (Verordnung (EG) Nr. 748/2009 der Kommission) 
folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32018 R 0336: Verordnung (EU) 2018/336 der Kommission vom 8. März 2018 (ABl. L 70 vom 13.3.2018, 
S. 1)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2018/336 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 167/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang XXI (Statistik) des EWR-Abkommens [2021/228] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Delegierte Verordnung (EU) 2016/1851 der Kommission vom 14. Juni 2016 zur Annahme des die Jahre 2019, 
2020 und 2021 umfassenden Programms von Ad-hoc-Modulen für die Stichprobenerhebung über Arbeitskräfte 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 577/98 des Rates ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang XXI des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang XXI des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 

1. Der Text von Nummer 18a (Verordnung (EG) Nr. 577/98 des Rates) erhält folgende Fassung: 

„31998 R 0577: Verordnung (EG) Nr. 577/98 des Rates vom 9. März 1998 zur Durchführung einer Stichproben­
erhebung über Arbeitskräfte in der Gemeinschaft (ABl. L 77 vom 14.3.1998, S. 3), geändert durch: 

— 32002 R 1991: Verordnung (EG) Nr. 1991/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Oktober 
2002 (ABl. L 308 vom 9.11.2002, S. 1) 

— 32002 R 2104: Verordnung (EG) Nr. 2104/2002 der Kommission vom 28. November 2002 (ABl. L 324 vom 
29.11.2002, S. 14) 

— 32003 R 2257: Verordnung (EG) Nr. 2257/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 
2003 (ABl. L 336 vom 23.12.2003, S. 6) 

— 32007 R 1372: Verordnung (EG) Nr. 1372/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 
2007 (ABl. L 315 vom 3.12.2007, S. 42)
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— 32014 R 0545: Verordnung (EU) Nr. 545/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 
(ABl. L 163 vom 29.5.2014, S. 10) 

Die Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

a) Diese Verordnung gilt nicht für Liechtenstein. 

b) Island ist von der Übermittlung der in dem Ad-hoc-Modul für das Jahr 2021 spezifizierten Daten ausgenommen.“ 

2. Nach Nummer 18aw (Durchführungsverordnung (EU) 2016/2236 der Kommission) wird folgende Nummer eingefügt: 

„18ax. 32016 R 1851: Delegierte Verordnung (EU) 2016/1851 der Kommission vom 14. Juni 2016 zur Annahme 
des die Jahre 2019, 2020 und 2021 umfassenden Programms von Ad-hoc-Modulen für die Stichproben­
erhebung über Arbeitskräfte gemäß der Verordnung (EG) Nr. 577/98 des Rates (ABl. L 284 vom 20.10.2016, 
S. 1)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Delegierten Verordnung (EU) 2016/1851 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR- 
Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 168/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Anhang XXI (Statistik) des EWR-Abkommens [2021/229] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2017/1515 der Kommission vom 31. August 2017 zur Durchführung der Verordnung (EG) 
Nr. 808/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken zur Informationsgesell­
schaft für das Bezugsjahr 2018 ( 1 ) ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

(2) Anhang XXI des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang XXI des EWR-Abkommens wird nach Nummer 28l (Verordnung (EU) 2016/2015 der Kommission) folgende 
Nummer eingefügt: 

„28 m. 32017 R 1515: Verordnung (EU) 2017/1515 der Kommission vom 31. August 2017 zur Durchführung der 
Verordnung (EG) Nr. 808/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken 
zur Informationsgesellschaft für das Bezugsjahr 2018 (ABl. L 226 vom 1.9.2017, S. 6)“. 

Artikel 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2017/1515 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des 
Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 169/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Protokoll 30 zum EWR-Abkommen über besondere Bestimmungen für die 
Gestaltung der Zusammenarbeit im Bereich der Statistik [2021/230] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS - 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf Artikel 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Das Statistische Programm des EWR 2018-2020 sollte auf der Verordnung (EU) Nr. 99/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 1 ), geändert durch die Verordnung (EU) 2017/1951 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 25. Oktober 2017 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 99/2013 über das Europäische Statis­
tische Programm 2013-2017 im Wege der Verlängerung bis 2020 ( 2 ), beruhen und diejenigen Programmbestand­
teile enthalten, die für die Beschreibung und Überwachung aller relevanten wirtschaftlichen, sozialen und umwelt­
bezogenen Aspekte des Europäischen Wirtschaftsraums erforderlich sind. 

(2) Die Verordnung (EU) 2017/1951 sollte in Protokoll 30 aufgenommen werden, um sicherzustellen, dass die Zu­
sammenarbeit bis 2020 fortgesetzt wird. 

(3) Protokoll 30 zum EWR-Abkommen sollte daher geändert werden, um diese verlängerte Zusammenarbeit mit 
Wirkung vom 1. Januar 2018 zu ermöglichen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Protokoll 30 zum EWR-Abkommen wird wie folgt geändert: 

1. Im Titel von Artikel 5 wird die Angabe „2017“ durch die Angabe „2020“ ersetzt. 

2. In Artikel 5 Absatz 1 wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 R 1951: Verordnung (EU) 2017/1951 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2017 
(ABl. L 284 vom 31.10.2017, S. 1)“.
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3. Die Angaben „2013-2017“ und „31. Dezember 2017“ in Artikel 5 Absatz 2 werden durch die Angaben „2013-2020“ 
und „31. Dezember 2020“ ersetzt. 

4. Die Angabe „2013 bis 2017“ in Artikel 5 Absatz 3 wird durch die Angabe „2013 bis 2020“ ersetzt. 

5. Artikel 5 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„Die EFTA-Staaten leisten gemäß Artikel 82 Absatz 1 Buchstabe a des Abkommens und den dazugehörigen Finanzie­
rungsvorschriften für 2013 einen Finanzbeitrag von 75 Prozent des unter den Haushaltslinien 29 02 05 (Europäisches 
Statistisches Programm 2013-2017) und 29 01 04 05 (Politik auf dem Gebiet der statistischen Information — Ver­
waltungsausgaben) des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union ausgewiesenen Betrags, und für 2014 bis 2020 
einen Finanzbeitrag von 75 Prozent des unter den Haushaltslinien 29 02 01 (Bereitstellung hochwertiger statistischer 
Information, Einführung neuer Methoden zur Erstellung europäischer Statistiken und Intensivierung der Partnerschaft 
mit dem Europäischen Statistischen System) und 29 01 04 01 (Unterstützungsausgaben für das Europäische Statisti­
sche Programm) des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union ausgewiesenen Betrags.“ 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am 7. Juli 2018 in Kraft, sofern alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens 
vorliegen (*). 

Er gilt ab dem 1. Januar 2018. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 170/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Protokoll 31 zum EWR-Abkommen über die Zusammenarbeit in bestimmten 
Bereichen außerhalb der vier Freiheiten [2021/231] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf die Artikel 86 und 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Es empfiehlt sich, den Beschluss (EU) 2017/864 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2017 
über ein Europäisches Jahr des Kulturerbes (2018) ( 1 ) in die Zusammenarbeit der Vertragsparteien des EWR- 
Abkommens einzubeziehen. 

(2) Das Protokoll 31 zum EWR-Abkommen sollte daher geändert werden, um diese erweiterte Zusammenarbeit ab 
dem 1. Januar 2018 zu ermöglichen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 5 von Protokoll 31 zum EWR-Abkommen wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 5 werden nach den Worten „an dem unter dem vierzehnten Gedankenstrich genannten Programm ab 
1. Januar 2014“ die Worte „an dem unter dem fünfzehnten Gedankenstrich genannten Programm ab dem 1. Januar 
2018“ eingefügt. 

2. In Absatz 8 wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

„— 32017 D 0864: Beschluss (EU) 2017/864 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2017 über 
ein Europäisches Jahr des Kulturerbes (2018) (ABl. L 131 vom 20.5.2017, S. 1)“. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach Eingang der letzten Mitteilung gemäß Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens in 
Kraft (*). 

Er gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2018.
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Artikel 3 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 171/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Protokoll 31 zum EWR-Abkommen über die Zusammenarbeit in bestimmten 
Bereichen außerhalb der vier Freiheiten [2021/232] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf die Artikel 86 und 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Es empfiehlt sich, die Zusammenarbeit der Vertragsparteien des EWR-Abkommens bei den aus dem Gesamt­
haushalt der Union finanzierten Unionsmaßnahmen in den Bereichen „Funktionieren und Entwicklung des Bin­
nenmarkts für Waren und Dienstleistungen“ und „Steuerungsinstrumente auf dem Gebiet des Binnenmarkts“ fort­
zusetzen. 

(2) Das Protokoll 31 zum EWR-Abkommen sollte daher geändert werden, um diese erweiterte Zusammenarbeit ab 
dem 1. Januar 2018 zu ermöglichen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 7 des Protokolls 31 zum EWR-Abkommen wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 12 werden die Worte „und 2017“ ersetzt durch „, 2017 und 2018“. 

2. In Absatz 14 werden die Worte „das Haushaltsjahr 2017“ ersetzt durch die Worte „die Haushaltsjahre 2017 und 
2018“. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach Eingang der letzten Mitteilung gemäß Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens in 
Kraft (*). 

Er gilt ab dem 1. Januar 2018. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES

DE 25.2.2021 Amtsblatt der Europäischen Union L 67/69 

(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.



 

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES 

Nr. 172/2018 

vom 6. Juli 2018 

zur Änderung von Protokoll 31 zum EWR-Abkommen über die Zusammenarbeit in bestimmten 
Bereichen außerhalb der vier Freiheiten [2021/233] 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“), insbesondere 
auf die Artikel 86 und 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Es empfiehlt sich, die Zusammenarbeit der Vertragsparteien des EWR-Abkommens bei aus dem Gesamthaushalt 
der Union finanzierten Unionsmaßnahmen im Bereich des Gesellschaftsrechts fortzusetzen. 

(2) Das Protokoll 31 zum EWR-Abkommen sollte daher geändert werden, um diese erweiterte Zusammenarbeit ab 
dem 1. Januar 2018 zu ermöglichen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Artikel 7 Absatz 13 des Protokolls 31 zum EWR-Abkommen wird die Angabe „und 2017“ durch die Angabe „, 2017 
und 2018“ ersetzt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach Eingang der letzten Mitteilung gemäß Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens in 
Kraft (*). 

Er gilt ab dem 1. Januar 2018. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juli 2018. 

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuss 
Die Präsidentin 

Oda Helen SLETNES

DE L 67/70 Amtsblatt der Europäischen Union 25.2.2021 

(*) Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt.
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